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UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

BAFU Bundesamt fur Umwelt

SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft

ARE Bundesamt fir Raumentwicklung

BLW Bundesamt fur Landwirtschaft

VDK Konferenz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren

BPUK Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz

LDK Konferenz der kantonalen Landwirtschaftsdirektoren

Agroscope  Kompetenzzentrum des Bundes fur landwirtschaftliche Forschung

BWL Bundesamt fur wirtschaftliche Landesversorgung

KPK Kantonsplanerkonferenz

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

OFEV Office fédéral de I'environnement

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

ARE Office fédéral du développement territorial

OFAG Office fédéral de I'agriculture

CDEP Conférence des Chefs des Départements cantonaux de I'Economie
Publique

DTAP Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de
I'aménagement du territoire et de I'environnement

CDCA Conférence des directeurs cantonaux de I'agriculture

Agroscope  Centre de compétence de la Confédération suisse pour la recherche
agricole

OFAE Office fédéral pour I'approvisionnement économique du pays

COSAC Conférence suisse des aménagistes cantonaux
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Nach dem Scheitern der ersten Vernehmlassung zur zweiten Revision des
Raumplanungsgesetzes (RPG 2) hatte der Bundesrat beschlossen, das zwar zentrale
aber in seiner Bearbeitung zeitaufwandige Thema des Kulturlandschutzes und der
Fruchtfolgeflachen von der Revisionsvorlage zu entkoppeln und separat zu behandeln.
In einem ersten Schritt soll dies mittels Uberarbeitung und Stirkung des Sachplans
Fruchtfolgeflachen aus dem Jahr 1992 geschehen. Dazu setzte der Bundesrat im April
2016 eine Expertengruppe ein, die von Christoph Bdbner, Dienststellenleiter
"Landwirtschaft und Wald" des Kantons Luzern, geleitet wird. Koordiniert werden die
Arbeiten von den beiden Bundesdmtern fiir Raumentwicklung (ARE) und Landwirtschaft
(BLW). Das dem Sachplan zugrunde liegende Ziel ist der Erhalt der besten
Landwirtschaftsbéden zur Nahrungsmittelproduktion. Die Expertengruppe hat sich in
ihrer Arbeit mit Fragen der konkreten Umsetzbarkeit des Uberarbeiteten Sachplans in
den Kantonen auseinanderzusetzen und wird beurteilen, ob zur Stérkung des
Kulturlandschutzes auch gesetzliche Anpassungen angebracht wéaren. Das
Expertengremium setzt sich zusammen aus Vertreterinnen und Vertretern betroffener
Direktorenkonferenzen (BPUK, KPK, LDK, VDK) und Bundesédmter (ARE, BAFU, BLW, BWL,
SECO), dreier Gemeinden, sowie aus Expertinnen und Experten der Bodenkundlichen
Gesellschaft Schweiz (BGS), der Eidgendssischen Forschungsanstalt fir Wald, Schnee
und Landschaft (WSL), von Agroscope und des Blros arcoplan. Von den
Interessengruppen sind Repréasentantinnen und Repréasentanten des Schweizerischen
Bauernverbandes (SBV), des Gewerbeverbandes (SGV) sowie von Pro Natura und
Economiesuisse mit von der Partie. '

Der Abstimmungskampf zur Zersiedelungsinitiative startete relativ spat und verlief
generell eher flau. Mitte Dezember prasentierte das gegnerische Komitee erstmals
seine Argumente flr ein Nein, danach blieb es bis Ende Jahr still um das Volksanliegen,
das der Schweizer Bevdlkerung am 10. Februar 2019 zur Abstimmung unterbreitet
wurde. Geméass Nein-Komitee sei die Initiative «Uberflissig und unnitz», wie man bald
darauf auch auf Abstimmungsplakaten lesen konnte. Sie schade der Wirtschaft und mit
der ersten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG) werde dem Anliegen bereits
ausreichend Rechnung getragen. Die Forderung nach Einfrieren der Bauzonen sei zu
starr und befeuere den Raumplanungswettbewerb zwischen den Kantonen. Auf der
anderen Seite weibelten die Beflirworterinnen und Beflirworter mit eindriicklichen
Zahlen zur fortschreitenden Uberbauung fiir ihr Anliegen. Jeden Tag werde eine
Grunflache in der Grésse von acht Fussballfeldern verbaut, was einem Quadratmeter
pro Sekunde entspreche. Die Initianten wehrten sich gegen das Argument, die
vorgeschlagene Regelung sei zu starr; es sei durchaus moglich, neue Bauzonen
einzuzonen, sofern andernorts eine Flache derselben Grosse ausgezont wirde.
Aufgrund der Tatsache, dass die Raumplanung in erster Linie Sache der Gemeinden und
Kantone ist, erachteten die Gegnerinnen und Gegner dies jedoch nicht als praktikable
Losung.

Generell stiessen die (jungen) Griinen mit ihrer Initiative nicht auf Uberméssige
Unterstltzung. Mit der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz beschloss eine Urheberin
der Landschaftsinitiative, die bereits eine Einschréankung der Zersiedelung gefordert
hatte und aufgrund der Annahme der ersten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes
schliesslich  zurlickgezogen worden war, Stimmfreigabe. Die Forderung nach
Beschréankung der Bautatigkeit teile man zwar, erachte jedoch den strikten Plafond als
nicht zielfihrend. Es sei wahrscheinlich, dass die Zersiedelung im landlichen Raum, wo
die Uberdimensionierten Bauzonen mehrheitlich liegen, gar fortschreite. Darlber
hinaus sei man mit der ersten RPG-Teilrevision zufrieden und wolle durch eine
Plafonierung der Bauzonen nicht deren Redimensionierung gefédhrden. Zu Letzterem
waren Kantone mit speziell iberdimensionierten Bauzonen im Rahmen der ersten RPG-
Teilrevision aufgefordert worden. Ein é@hnlicher Tenor war von der GLP zu vernehmen,
die gar die Nein-Parole ausgab. Es sei abzuwarten, wie die erste RPG-Teilrevision
umgesetzt werde und inwiefern in der zweiten Teilrevision das Bauen ausserhalb der
Bauzonen eingeschréankt werde. Nicht zuletzt wiesen auch der fog-
Abstimmungsmonitor und die APS-Inserateanalyse eine eher negative Medienresonanz
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sowie eine sehr einseitige, beinahe ausschliesslich vom gegnerischen Lager dominierte
Inseratekampagne in den Printmedien nach, was das Bild der ungleich langen Spiesse
im Abstimmungskampf verdeutlichte.

Dennoch é&usserten verschiedene Akteure in den Medien auch Verstéandnis fir das
Anliegen und sogar die Gegnerschaft ging einig, dass der Kulturlandverlust gebremst
werden musse. Die bestehenden Bauzonen boéten durchaus noch Platz fur eine grosse
Zahl neuer Bewohnerinnen und Bewohner, auch sei das Verdichtungspotenzial noch
nicht ausgeschépft, wurden verschiedene Studien in den Medien zitiert. Ein klares Ja
fassten darlUber hinaus die SP-Delegierten, obwohl sich eine nicht vernachlassigbare
Minderheit ihrer Fraktion in den Raten enthalten hatte. Die SP zeigte sich jedoch im
Abstimmungskampf in den Medien wenig prasent. Auch der Verband Pro Natura,
ebenfalls Urheber der Landschaftsinitiative, gab die Ja-Parole heraus. Support erhielt
die Initiative Ende Januar auch von den Architekten Mario Botta und Benedikt Loderer,
sowie von einem Kollektiv aus weiteren, im Bereich Architektur und Raumplanung
tatigen Personen. Auch die Kleinbauernvereinigung unterstitzte, im Gegensatz zum
Schweizerischen Bauernverband, das Volksanliegen.

In ersten, gegen Ende Dezember und in der ersten Januarhélfte durchgefihrten
Umfragen erhielt die Initiative noch Wohlwollen bei einer knappen Mehrheit der
Befragten. In der dritten Umfragewelle, die Ende Januar publiziert wurde, hatte das
Volksbegehren dann aber deutlich an Zuspruch eingebisst. Die Medien schrieben dies
dem Verdienst der neuen UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga zu. lhr sei es mit
diversen Auftritten gelungen, die Bevolkerung davon zu Uberzeugen, dass mit dem
revidierten Raumplanungsgesetz bereits ein griffiges Instrument zur Eindémmung der
Zersiedelung vorliege. Gemass Autoren der Tamedia-Umfrage werde die Bundesrétin als
glaubwdirdig eingestuft. Vor ihrer Zeit als Bundesratin war Sommaruga dariber hinaus
Teil des Initiativkomitees der Landschaftsinitiative gewesen. Das Initiativkomitee der
Zersiedelungsinitiative zeigte sich in Bezug auf die eigene Initiative nicht glicklich Gber
die kirzlich erfolgte Departementsrochade. Mit Bundesratin Sommaruga habe man eine
starke Gegnerin im Abstimmungskampf. DarUber hinaus helfe es der Initiative nicht,
dass sie von einer linken Bundesratin bekampft werde. ?

Dass die Zersiedelungsinitiative an der Urne verworfen wurde, erstaunte nach dem
starken Rickgang der Unterstutzung vor der letzten Umfragewelle wenig. Am 10.
Februar 2019 legten bei einer unterdurchschnittlichen Stimmbeteiligung von 37.9
Prozent mit 63.7 Prozent beinahe zwei Drittel der Stimmenden ein Nein in die Urne und
in keinem Kanton fand sich eine Mehrheit fir das Volksanliegen. Uberdurchschnittlich
hohe - wenn auch dort nicht mehrheitliche - Unterstitzung erfuhr die Initiative in den
Stadten. So stimmte etwa die Bevdlkerung in den Stadten Bern und Zirich sowie im
Kanton Basel-Stadt und Genf der Initiative mit 46.5 Prozent bis gut 49 Prozent zu. In
Bezug auf die im Laufe des Abstimmungskampfes abnehmende Unterstitzung in der
Bevolkerung sowie auch auf das schlussendlich erfolgte Ergebnis handle es sich bei
diesem Anliegen um eine durchschnittliche Initiative, konstatierte etwa die NZZ.

Die Initianten zeigten sich zwar enttduscht vom Resultat, dusserten sich aber zufrieden,
mit ihrer Volksinitiative eine wichtige Diskussion angestossen zu haben. Dass das Thema
Zersiedelung und Bauen ausserhalb der Bauzonen mit dem jungsten Urnengang noch
lange nicht vom Tisch ist, zeigte sich bereits am Tag nach der Abstimmung. Die Medien
berichteten von zwei geplanten Volksanliegen, die von einer Allianz aus Umwelt- und
Naturverbanden im Marz lanciert werden sollen. Die Gegner hingegen sahen sich durch
das Abstimmungsresultat darin bestatigt, dass das Volk eine féderalistisch organisierte
Raumplanung bevorzuge und den Kantonen im Rahmen der zweiten RPG-Teilrevision,
deren Beratung im Parlament noch ausstand, ausreichend Spielraum zugestanden
werden musse. Der bisher vorliegende Entwurf des Bundesrates zum Bauen ausserhalb
der Bauzonen werde von Natur- und Heimatschutzverbéanden als «kkomplett untauglich»
eingestuft, wie sich Raimund Rodewald von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz in
der BaZ zitieren liess. Nicht zuletzt zeigte sich bereits eine Woche nach der
Abstimmung, dass nicht alle Kantone die erste RPG-Teilrevision fristgerecht umgesetzt
hatten, weswegen der Bund in den betroffenen Gebieten einen Einzonungsstopp
verhangte.

Abstimmung vom 10. Februar 2019
Beteiligung: 37.9%

Ja: 737'241(36.3%) / Stande: O
Nein: 1'291'613 (63.7%) / Stande: 20 6/2

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Parolen:

- Ja: SP, GPS, EVP; Pro Natura, VCS, Greenpeace, Biosuisse, Kleinbauernvereinigung,
Alpeninitiative.

- Nein: GLP, CVP, BDP, FDP, SVP, EDU; Economiesuisse, HEV, SBV, SGV, Stadteverband,
Arbeitsgemeinschaft Berggebiete. *

1) Medienmitteilung ARE vom 13.4.16

2) Heidelberger et al. (2019). APS-Inserateanalyse zur Abstimmung vom 10.2.19; f6g Abstimmungsmonitor Februar 2019; TA,
12.12.18; BaZ, TA, 5.1.19; TA, 9.1.19; NZZ,10.1.,15.1.19; AZ, TZ, 17.1.19; SGT, 22.1.19; APZ, BaZ, TA, 23.1.19; So-Bli, 27.1.19; LT, TA,
TG, 30.1.19; SGT, 31.1.19; NZZ, 2.2., 9.2.19

3) BBI 2019, S. 2873 f.; NZZ, 9.2.19; AZ, BaZ, CdT, LT, NF, NZZ, TA, 11.2.19; AZ,17.2.19; TG, 18.2.19; TA, 19.2.19
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